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Auftrag Claus 

 

betreffend Anpassung des Wahlsystems für den Grossen Rat 

 

Antwort der Regierung  

 

Mit Urteil vom 29. Juli 2019 hat das Bundesgericht festgestellt, dass das derzeit im 

Kanton Graubünden für die Wahl des Grossen Rats geltende Majorzverfahren zum 

grossen Teil, aber nicht in allen Belangen mit den verfassungsrechtlichen Anforde-

rungen vereinbar ist (1C_495/2017). Vor der Bundesverfassung nicht standhalten 

vermag nach dem Bundesgericht die Anwendung des Mehrheitsverfahrens im kleins-

ten Wahlkreis Avers (dies unter dem Aspekt der Stimmkraft-/Repräsentationsgleich-

heit) und in den sechs bevölkerungsreichsten Wahlkreisen Chur, Fünf Dörfer, 

Oberengadin, Rhäzüns, Davos und Ilanz (dies unter dem Aspekt der Erfolgswert-

gleichheit). Das Bundesgericht fordert die zuständigen Behörden des Kantons Grau-

bünden im Sinne eines Appellentscheides auf, im Hinblick auf die nächste Wahl des 

Grossen Rats (2022) unter Beachtung der richterlichen Erwägungen eine verfas-

sungskonforme Wahlordnung zu schaffen.  

 

Aufgrund des Urteils des Bundesgerichts ist im Hinblick auf die nächste Erneue-

rungswahl des Grossen Rats im Frühjahr 2022 eine Anpassung des bisherigen 

Wahlsystems erforderlich. Es gilt also, in relativ kurzer Zeit, ein Wahlsystem zu fin-

den, das einerseits verfassungskonform und andererseits politisch breit akzeptiert ist.  

Ein künftiges Wahlsystem muss stabil, transparent/nachvollziehbar, gerecht und 

rechtskonform sein. Es muss insbesondere die geografische (Talschaften), kulturelle, 

wirtschaftliche, sprachliche, gesellschaftliche und konfessionelle Vielfältigkeit unse-

res Kantons berücksichtigen und garantieren, dass diese Vielfalt durch eine entspre-

chende Vertretung im Grossen Rat abgebildet wird.  
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Die Regierung erachtet es als wichtig, dass dieser sehr anspruchsvolle Prozess un-

ter Beachtung der vom Bundesgericht aufgezeigten Möglichkeiten und auf Grundlage 

der vorgenannten Kriterien, aber ohne zu frühe Einschränkung auf konkrete Modelle 

angegangen werden kann. Das für Graubünden optimale Wahlsystem soll auf der 

Basis einer breiten Analyse und offenen Auslegeordnung gesucht werden. In diesem 

Prozess sind insbesondere die im Auftrag favorisierten Wahlsystem-Modelle näher 

abzuklären, einschliesslich auch Varianten dieser Modelle; auch bei Majorz- und ge-

mischten Wahlsystemen gibt es in mehrfacher Hinsicht Gestaltungsmöglichkeiten, 

die auf ihre Eignung für die Verhältnisse in Graubünden geprüft werden sollen. In ei-

ner folgenden Vernehmlassungsvorlage soll dann das Ergebnis dieser Evaluation of-

fengelegt und das aus Sicht der Regierung zu favorisierende konkrete Modell, allen-

falls mit Varianten, zur Diskussion gestellt werden. Der politische Diskurs über das 

richtige Wahlsystem soll so in Kenntnis der Fakten und von verschiedenen Möglich-

keiten und ihren jeweiligen Auswirkungen geführt werden können. Dies bietet nach 

Ansicht der Regierung besser Gewähr, dass das für Graubünden rechtlich und poli-

tisch passende Wahlsystem gefunden werden kann. Diese Chance würde verpasst, 

wenn man sich bereits jetzt, wie im Auftrag gefordert, auf ganz bestimmte Modelle 

festlegen würde.     

 

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vor-

liegenden Auftrag wie folgt abzuändern: 

Die Regierung wird beauftragt, dem Grossen Rat eine Botschaft zur Anpassung des 

Wahlsystems des Grossen Rats zu unterbreiten. Das künftige Wahlsystem muss 

stabil, transparent/nachvollziehbar, gerecht und rechtskonform sein. Es muss insbe-

sondere die geografische (Talschaften), kulturelle, wirtschaftliche, sprachliche, ge-

sellschaftliche und konfessionelle Vielfältigkeit unseres Kantons berücksichtigen und 

garantieren, dass diese Vielfalt durch eine entsprechende Vertretung im Grossen Rat 

abgebildet wird. 
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